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MARCO ACKERMANN

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Mit einem Postulat wollte Nationalrat Roger Nordmann (sp, VD) den Bundesrat
beauftragen, die Ursachen des leicht riicklaufigen Stromverbrauchs in den letzten
Jahren zu untersuchen. Seit 2011 sinke der Nettostromverbrauch klimabereinigt um fast
0,5% pro Jahr, dies trotz Bevolkerungs- und Wirtschaftswachstum. Eine Untersuchung
Uber die massgeblichen Faktoren des sinkenden Energieverbrauchs sei wichtig, um die
Energiewende richtig steuern zu kénnen. Im August 2015 beantragte der Bundesrat die
Annahme des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem Antrag in der Herbstsession 2015
stillschweigend. '

Im Dezember 2017 legte der Bundesrat in Erfullung des Postulats Nordmann (sp, VD)
seinen Bericht zu den Ursachen der Stromverbrauchsentwicklung der Schweiz vor. Die
Ursachen des leicht rucklaufigen Stromverbrauchs ortete der Bericht zu einem
wesentlichen Teil in den energieeffizienten Technologien und in politischen
Massnahmen, welche zusammen den Nachfrageanstieg der gewachsenen Bevolkerung
Uberkompensierten. ?

Nachdem in einem ersten Schritt im Jahr 2007 der Strommarkt flir Grosskunden mit
einem Verbrauch von Uber 100 Kilowattstunden liberalisiert worden war, sollte mit der
von der UREK-NR eingereichten Motion nun die zweite Offnungsetappe fir
Kleinkunden folgen. Die Mehrheit der Kommission erhoffte sich von der Liberalisierung
die Schaffung von mehr Anreizen zu technischem Fortschritt und zu Effizienzgewinn
sowie eine Verringerung der ungleichen Lastenverteilung zwischen gebundenen und
ungebundenen Endkunden. Letzteres Argument nahm auch der die Kommission im Rat
vertretende Christian Wasserfallen (fdp, BE) auf: Mit der Motion sollten flr alle «gleich
lange Spiesse» geschaffen werden, denn es bestehe derzeit ein grosses
Ungleichgewicht auf dem Markt, da nicht alle Haushalte und KMU gleich viel fur den
Strom bezahlen mussten und die Schweiz aufgrund unterschiedlicher Regelungen
einem «Flickenteppich» ahnlich sehe. Der zweite Schritt der Liberalisierung sei zudem
notig, damit die Schweiz ein Stromabkommen mit der EU abschliessen kénne.
Schliesslich kénnten geméss Wasserfallen erneuerbare Energien auf einem nicht
liberalisierten Markt gar nicht Uberleben, was der Energiestrategie 2050 widersprache.
Auch Pierre-André Page (svp, FR) unterstltzte Wasserfallen und fligte an, dass die
Konsumenten durch diesen Schritt mehr Flexibilitat hatten, aus mehr attraktiven
Produkten auswahlen und ihren Konsum so auch anpassen kénnten.

Ganz anderer Meinung war SP-Fraktionschef Roger Nordmann - seine Minderheit hatte
die Ablehnung der Motion beantragt. In der Ratsrede sprach er von einer lIllusion der
alles regelnden Marktmacht und warnte erstens davor, dass die Kunden durch die
geplante Liberalisierung keinen Rappen sparen wirden, da die Produzenten bei mehr
Wettbewerb auf Werbung setzen wirden, was die Endpreise wieder in die Hohe triebe.
Zweitens wiulrde das Ziel der Forderung von erneuerbaren Energien entgegen der
Meinung Wasserfallens auch mit einer «ruckartigen Liberalisierung» verfehlt, da die
Stromproduzenten dadurch wie Axpo und Alpig in Schwierigkeiten gerieten und die
Schweiz von billigem ausléandischem Kohlestrom Gberschwemmt wirde. Betreffend das
Abkommen mit der EU und der damit verbundenen Versorgungssicherheit sah
Nordmann zwar die Notwendigkeit der Liberalisierung, das heisse jedoch nicht, dass
man den Markt den Marktkraften tberlassen musse, betonte er. Stattdessen bedurfe
der Strommarkt staatlicher Korrektur- und Unterstitzungsmassnahmen.

Fir Gesprachsstoff sorgte in der Ratsdebatte vor allem auch der Motionstext selber.
Grundsatzlich beflrworteten die im Rat sprechenden Parlamentarierinnen und
Parlamentarier die Liberalisierung, jedoch stritten sie um die Art und Weise wie diese
erfolgen sollte. Christian Imark (svp, SO) widersprach Roger Nordmann, dass niemand
von einer bedingungslosen Liberalisierung spreche, wie jener dies anprangere.
Nordmann las daraufhin den Gesetzestext vor und kritisierte, dass nirgends von
Leitplanken, einem EU-Abkommen oder von Investitionen in erneuerbare Energien
gesprochen werde. Zustimmen wirde er erst, wenn diese Punkte auch geregelt seien.
Daraufhin meldete sich Bundesrétin Doris Leuthard zu Wort und beteuerte, dass die
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MARCO ACKERMANN

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
MARCO ACKERMANN

Liberalisierung selbstverstéandlich von flankierenden Massnahmen begleitet werden
musse. Eine Liberalisierung bringe vor allem Produktinnovationen, neue
Geschaftsmodelle, beseitige Preisdifferenzen auf den Strombeschaffungskosten und
sei deshalb auch konsumentenfreundlich. Bezlglich der Wahlfreiheit des
Stromanbieters konkretisierte Leuthard die Vorstellungen des Bundesrates, wonach der
Wechsel - wie bei der Krankenkasse - einmal jahrlich moglich sein solle. Sie bat die
grosse Kammer zur Annahme der Motion. Dieser Bitte und der Empfehlung der
Mehrheit der UREK folgten 130 Nationalratinnen und Nationalrate, 44 Gegenstimmen
gingen aus der SP- und der Grlnen-Fraktion ein. 8 Personen enthielten sich der
Stimme. ®

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Motion
seiner UREK zur Schaffung einer gesetzlichen Grundlage fiir Investitionskontrollen bei
kritischen Infrastrukturen. Die grosse Kammer folgte dabei mit 138 zu 41 Stimmen bei
10 Enthaltungen einem Antrag Girod (gp, ZH) zwecks Riickweisung der Motion an die
Kommission. Wie Girod im Rat erklarte, sei man in der UREK-NR durch informelle
Gesprache zum Schluss gekommen, dass die urspringliche parlamentarische Initiative
Badran (sp, ZH; Pa.lv. 16.498) der bessere Weg sei, um hiesige zentrale Infrastrukturen
vor der Kontrolle durch auslandische Investoren zu schutzen. Es dirfe aufgrund dieser
Kommissionsmotion nicht zu einer weiteren Verzdgerung der parlamentarischen
Initiative Badran kommen, da zeitnahes Handeln geboten sei. Eine gescheiterte SP-
Minderheit Nordmann (sp, FR) hatte gar verlangt, die Motion ganz abzulehnen, um der
Kommission das klare Signal zu geben, sich direkt mit der von beiden Kommissionen
angenommenen und von der Verwaltung vorbereiteten parlamentarischen Initiative zu
beschéaftigen. Doch auch mit der Ruckweisung wird sich die Kommission wieder
vorrangig mit der sistierten und weiter fortgeschrittenen Forderung Badran
beschaftigen missen. *

Jahresriickblick 2021: Energie

Die Schweizer Energiepolitik im Jahr 2021 war zum einen gepragt von zwei grossen
Geschaften - eines zur langerfristigen Foérderung und zum Umbau der
Energieversorgung und eines zu zwischenzeitlichen Ubergangsldsungen, um kurzfristig
das Auslaufen bestehender Energieférdermassnahmen zu verhindern. Zum anderen
stand in den Medien in erster Linie die Frage im Fokus, wie die Schweiz kunftig -
insbesondere auch ohne Stromabkommen mit der EU - eine Strommangellage wéahrend
den Wintermonaten verhindern kann. Insgesamt interessierte sich die Presse im Jahr
2021 geméss der APS-Zeitungsanalyse 2021 &hnlich stark fir Energiepolitik wie in den
Jahren 2018 und 2019 - einzig im Vorjahr hatte es Corona-bedingt einen deutlichen
Einbruch in der Berichterstattung zu Energiefragen gegeben (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang).

Ein wichtiges Ereignis, das den Schweizer Energiemarkt im Jahr 2021 durchschittelte,
war der Abbruch der Verhandlungen Uber ein Rahmenabkommen mit der EU. Diese
Absage an Brussel vonseiten des Bundesrates Ende Mai hatte direkt zur Folge, dass das
sektorielle Abkommen im Strombereich ebenfalls vorlaufig auf Eis gelegt wurde. Von
einem bilateralen Stromabkommen erhofften sich beide Seiten eine verbesserte
Zusammenarbeit im internationalen Stromhandel und eine Verbesserung der
Stromversorgungssicherheit. Vornehmlich in den Medien wurde darUber diskutiert, wie
die Schweiz ohne Abkommen mit der EU die Stromversorgung sicherstellen kann. Das
Ausmass dieser Diskussionen verdeutlichte auch die APS-Zeitungsanalyse 2021, die im
Sommer einen deutlichen Anstieg der medialen Berichterstattung Uber Energiefragen
feststellte (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Einen Coup bei der Frage nach der Stromversorgungssicherheit landete Bundesrat Guy
Parmelin im Herbst mit einer Videobotschaft an Vertreterinnen und Vertreter der
Wirtschaft. Im Video warnte der Wirtschaftsminister davor, dass die Schweiz schon in
wenigen Jahren mit einer Strommangellage rechnen misse. So wuirden
Stromlieferungen aus der EU in die Schweiz ab 2025 zurtickgehen, da die Union ab dann
vorschreibt, dass 70 Prozent des grenzlberschreitenden Stromhandels innerhalb des
EU-Strombinnenmarktes - dem die Schweiz ohne Stromabkommen nicht angehoért -
stattfinden muss. Guy Parmelin forderte die Schweizer Unternehmen deshalb auf, sich
Konzepte zur kurzfristigen Reduktion von stromintensiven Produktionen zu Uberlegen,
um einen Zusammenbruch des Stromnetzes zu verhindern. Die Frage einer allfélligen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



Stromknappheit war zwar nicht neu, dennoch griffen die Medien dieses Thema erneut
stark auf - wie auch ein Blick auf die APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht - und
spekulierten, ob allenfalls in wenigen Jahren schon einzelne Trams und Ztge im Winter
nicht mehr wirden fahren kénnen, sollte die Nachfrage das Angebot an Strom in der
Schweiz Ubersteigen. Die warnenden Worte vor einer Strommangellage veranlassten
Skeptikerinnen und Skeptiker der Energiewende gar dazu, die Energiestrategie 2050 fur
gescheitert zu erklaren. Zudem kursierten verschiedenste Ideen, wie der heiklen Lage
begegnet werden sollte. Wahrend beispielsweise die EICom erneut die Idee von
Gaskombikraftwerken in die Debatte einbrachte, die bei Strommangellagen kurzfristig
einspringen und die notige Strommenge ins Netz einspeisen koénnten, stellten
insbesondere Vertreterinnen und Vertreter der SVP die Forderung nach einem Neubau
oder zumindest dem langfristigen Weiterbetrieb der Schweizer AKWs in den Raum.

Energieministerin Simonetta Sommaruga hatte dem Parlament bereits im Sommer die
Botschaft fiir das Bundesgesetz iiber eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren
Energien vorgelegt und gab damit den Fahrplan und den L&sungsansatz des
Bundesrates fur den Stromsektor bekannt. Nach Ansinnen der Energieministerin soll
der Ausbau von erneuerbaren Energien - und damit die inldndischen Kapazitaten -
stark geférdert und gleichzeitig eine Stromreserve fur den Winter geschaffen werden,
damit die Schweiz ihre Stromversorgung zukunftig verstarkt eigenstandig gewahrleisten
kann. Gleichzeitig wollte die Energieministerin eine seit Jahren im Raum stehende
Forderung nach einer vollstdndigen Liberalisierung des Schweizer Strommarktes in das
Gesetzespaket aufnehmen. Dieses System ist in der EU seit Jahren Realitat und bildet
unter anderem eine Voraussetzung vonseiten der Union fur den Abschluss eines
sektoriellen Stromabkommens mit der Schweiz.

Obwohl das Parlament die Plane der Energieministerin zur Kenntnis genommen hatte,
wollte es im Hinblick auf die lange Planungszeit kein Risiko eingehen und bereits eine
Ubergangslésung schaffen, um Ende 2022 ein Auslaufen einiger im ersten Energiepaket
der Energiestrategie 2050 festgelegten Energieférderungsmassnahmen zu verhindern.
Im Rahmen einer parlamentarischen Initiative stellte das Parlament deshalb in der
Herbstsession im Eiltempo bereits Weichen fur die zukinftige Energiepolitik, obwohl
die Vorlage urspriinglich nur als Ubergangsiésung angedacht gewesen war. Demnach soll
fur Sonnen-, Wind-, Geothermie- und Wasserkraftanlagen eine Forderung mittels
Investitionsbeitragen von bis zu 60 Prozent der Kosten eingefiihrt werden, wodurch die
bisher vorherrschende Praxis von Einspeisevergitungen durch Einmalvergltungen
ersetzt wird. Zudem verlangerte das Parlament die Marktpramie bei bestehenden
Grosswasserkraftanlagen sowie den maximalen Wasserzins bis Ende 2030.

In verschiedenen kleineren Geschéften machte das eidgendssische Parlament zudem
Schritte in Richtung einer Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir den Ausbau der
erneuerbaren Energien. Vor allem der Nationalrat setzte Zeichen flr einen Wandel in
der Energiepolitik, indem er beispielsweise als Erstrat stillschweigend ein vereinfachtes
Verfahren bei der Erstellung von Fotovoltaikanlagen in Industriegebieten beflrwortete
oder den Ausbau der Fotovoltaik auf den Dachern von Immobilien des Bundes
vorantreiben wollte. Ein angenommenes Postulat soll zudem das Potenzial von
Fotovoltaikanlagen auf Gebaduden der Schweizer Armee eruieren. Stillschweigend
passierte auch eine steuerpolitische Regelung die beiden Rate, sodass nachtragliche,
energetisch sinnvolle Investitionen bei Neubauten zukinftig schon nach wenigen
Jahren steuerlich abzugsfahig werden. Gleichzeitig wollte der Nationalrat sicherstellen,
dass die bestehenden Stromnetze moglichst effizient genutzt werden und teure
Kapazitatsausbauten aufgrund dezentraler, erneuerbarer Energieproduktionsstatten
verhindert werden, indem mit flexibleren Preisen die Nutzung besser geglattet werden
kann.

An ein heisses Eisen wagte sich schliesslich die UREK-NR im August 2021: Sie
beflirwortete eine  parlamentarische Initiative, mit der die nationalen
Nutzungsinteressen bei einem Projekt zum Ausbau der erneuerbaren Energien
zukunftig gegenlber anderen Interessen, wie beispielsweise dem Schutz der Umwelt,
als vorrangig erachtet werden sollen. Diese Frage hatte bereits in verschiedensten
Beratungen zu hitzigen Diskussionen gefuhrt - die parlamentarische Beratung zur
Initiative stand bis Ende 2021 jedoch noch aus. In eine ahnliche Richtung zielte eine
Motion, welche den Prozess der Interessenabwagung zeitlich verkirzen mochte, damit
der Ausbau der erneuerbaren Energien von nationalem Interesse rascher vonstatten
geht - dieses Anliegen hiess der Nationalrat gut. ®
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.11.2021
MARCO ACKERMANN

Energiepolitik

Im Jahr 2021 drehte sich die mediale Debatte im Energiebereich stark um die Frage, wie
die Stromproduktion der Schweiz in Zukunft aussehen soll. Es kam die Beflirchtung auf,
dass kunftig eine Strommangellage entstehen kénnte. Dies war insbesondere auf drei
Entwicklungen  zurlckzuflhren:  Erstens werden durch die schrittweise
Ausserbetriebnahme der Schweizer Atomkraftwerke rund 40 Prozent der heutigen
Schweizer Stromproduktion wegfallen, wie die NZZ schrieb. Zweitens wird durch den
Ausbau der erneuerbaren Energien eine unregelméassigere Stromproduktion
stattfinden, die speziell in den Wintermonaten zu einem Nachfragelberhang flhren
konnte. Diese Llcke kdnnten womoglich zukunftig auch umliegende Lénder nicht
schliessen, da sich diese in einer &hnlichen Situation befinden und ihre
Energieproduktion mittel- bis langfristig ebenfalls CO2-neutral gestalten mochten,
erklarte die Argauer Zeitung. Drittens flhrte der Entscheid des Bundesrates, die
Verhandlungen uber ein institutionelles Rahmenabkommen abzubrechen, dazu, dass
vorerst auch kein sektorielles Stromabkommen mit der EU abgeschlossen werden kann.
Die EU hatte den Abschluss des Stromabkommens an das Zustandekommen des
Rahmenabkommens geknlpft. Die Stromversorgungssicherheit leidet damit insofern,
als die Schweiz von wichtigen Gremien und Plattformen des EU-Strombinnenmarktes
ausgeschlossen wird und Stromlieferungen in die Schweiz teilweise unsicherer werden.
Nach dem Scheitern des Rahmenabkommens sei deshalb klar geworden, dass die
Situation schwierig werde, resumierte der Tages-Anzeiger. Die Schweizer
Energiestrategie 2050 basiere auf der Annahme, dass ein Stromabkommen mit der EU
bestehe, erkléarte Ex-Nationalrat und heutiger EICom-Prasident Werner Luginbunhl
anléasslich der jahrlichen Medienkonferenz der nationalen Regulierungsbehérde. Ohne
Abkommen werde es daher zunehmend schwierig, die Nachfrage jederzeit decken zu
kénnen. Auch das Bundesamt fir Bevdlkerungsschutz schatzte 2020 einen langeren
Stromausfall als eine der derzeit grossten Gefahren fir das Land ein.

Durch das Ausbleiben eines solchen bilateralen Abkommens droht der Schweiz - als
erste Folge - der Ausschluss vom Regelenergiemarkt. So kénnen kurzfristige Strom-
Reservekapazitaten nicht mit den EU-Landern gehandelt werden, was insbesondere die
Stromversorgungssicherheit tangiert. Dies wiederum habe finanzielle Folgen, da die
Stromkonzerne ihren Trumpf in den Alpen, die Pumpspeicherkraftwerke, nicht
vollstandig ausspielen kénnen, um bei Spitzenzeiten mit abrufbarem Stromangebot
mitmischen zu kdénnen, berichtete die NZZ. Gemass dem Tages-Anzeiger warte
Swissgrid seit Oktober 2020 auf ein Signal aus Brissel, um die Handelsplattform formell
nutzen zu kénnen. Wie dieselbe Zeitung weiter schrieb, sei es aber vornehmlich der
EU-Kommission ein Anliegen, die Schweiz von dieser Plattform auszuschliessen. Sie
setze deshalb Druck auf Lander wie Deutschland und Frankreich auf, um die Schweiz
nicht mehr an den Verhandlungstisch einzuladen. Als zweite Folge eines fehlenden
bilateralen Abkommens kann Swissgrid auch nicht in wichtigen regulatorischen Gremien
mit anderen Ubertragungsnetzbetreibern Einsitz nehmen. Dies fiihre zu fehlender
Koordination und ungeplanten Lastflissen, respektive zur Situation, dass plotzlich
unerwartet eine gewisse Strommenge durch die Schweiz fliesst und eine flexible und
ineffiziente  Ausgleichsmassnahme  durch die Zuschaltung von Schweizer
Wasserkraftkapazitdten nétig wird, erklarte die NZZ. BFE-Sprecherin Marianne Zind
resimierte, dass sich die Situation fir alle Akteure in der Schweiz verschlechtern
werde. «Trotz physischer Verbundenheit wird die Schweiz aber zunehmend zu einer
Strominsel», schrieb die NZZ im April 2021.

Als Rezept gegen die drohende Strommangellage préasentierte der Bundesrat im
Sommer unter der Federfihrung von Energieministerin Simonetta Sommaruga die
Botschaft zur Revision des EnG und des StromVG. Die darin vorgesehenen Massnahmen
waren in den entsprechenden Vernehmlassungen (Vernehmlassung des EnG;
Vernehmlassung des StromVG) - zumindest im Falle des EnG - mehrheitlich auf positive
Resonanz gestossen. Dieser Mantelerlass fur eine sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien sah nebst dem Ausbau und der Férderung der erneuerbaren
Energien im Inland die Schaffung einer zuséatzlichen Speicherreserve flr die
Wintermonate vor. Der Bundesrat wollte damit als Losung fur den Wegfall der
Bandenergie aus den Atomkraftwerken die Kapazitdten im Inland stark mit
erneuerbaren Energien ausbauen und eigenstandig fir mehr Versorgungssicherheit im
Winter sorgen. Gleichzeitig gab Energieministerin Simonetta Sommaruga bekannt, den
inlandischen Strommarkt liberalisieren zu wollen. Der Strommarkt soll damit dank den
Marktkraften effizienter werden, die erneuerbaren Energien besser integrieren,
innovative Geschéaftsmodelle ermdglichen und gleichzeitig den Konsumentinnen und
Konsumenten bei der Stromanbieterwahl Wahlfreiheit lassen, wie der Bundesrat in
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einer Medienmitteilung bekannt gab.

Frischen Schub verlieh der medialen Debatte im Herbst 2021 eine Videobotschaft des
Wirtschaftsministers Guy Parmelin. Darin richtete sich der Waadtlander Bundesrat an
Unternehmerinnen und Unternehmer in der Schweiz mit der Bitte, sich auf allféllige
Strommangellagen vorzubereiten und Konzepte auszuarbeiten, um in Notsituationen
rasch stromintensive Aktivitaten kurzfristig aussetzen zu kénnen. Konkret richtete sich
diese Botschaft an rund 30'000 Unternehmen in der Schweiz, die einen jahrlichen
Stromverbrauch von Uber 100'000 kWh aufweisen. Solche Firmen kénnten durch eine
allfallige Anordnung des Bundesrates dazu verpflichtet werden, einen gewissen
Prozentsatz am Stromverbrauch wahrend einer Strommangellage einzusparen, erklarte
der Tages-Anzeiger. Die Warnung des Wirtschaftsministers basierte auf einer Studie zur
Versorgungssicherheit, die der Bundesrat in Auftrag gegeben hatte. In dieser Analyse
war insbesondere ein Faktor daflir verantwortlich, dass gerade ab 2025 mit einem
Engpass zu rechnen sei: Eine Vorgabe der EU, wonach ab 2025 mindestens 70 Prozent
der grenzlberschreitenden Kapazitaten zwischen den EU-Staaten gehandelt werden
mussen. Diese Regelung habe zur Folge, dass Exporte in Nicht-EU-Lander wie die
Schweiz verringert wirden und die inlandische Netzstabilitat hierzulande stark sinke,
schlussfolgerte die Studie. Um ungeplante Lastflisse auszugleichen, wurden
Wasserkraftreserven aufgebraucht werden mussen, die eigentlich fir den Winter
wichtig waren, um die dann anfallende Nachfrage decken zu kénnen. In der politischen
Debatte musste Energieministerin Simonetta Sommaruga viel Kritik einstecken und die
Situation erkléren. Sie habe sich tGber das alarmistische Vorpreschen ihres Amtskollegen
Parmelin geargert, folgerte beispielsweise der Tages-Anzeiger.

Nicht sehr verwunderlich prasentierten verschiedenste Politikerinnen und Politiker
einen bunten Strauss an moglichen Massnahmen, um eine solche Strommangellage zu
verhindern. Wahrend die einen darauf beharrten, nun endlich mit dem Ausbau der
erneuerbaren Energien vorwérts zu machen, forderten andere die Wiederbelebung der
totgesagten Atomkraft, wie es beispielsweise der grosse Nachbar Frankreich unter
Prasident Emanuel Macron tat. Schon im Sommer, nachdem das Schweizer Stimmvolk
das CO2-Gesetz in einem Referendum knapp versenkt hatte und das Stromabkommen
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag («aux calendes grecques») verschoben worden war, wie
«Le Temps» witzelte, berichtete dieselbe Zeitung von einer Wiederentdeckung der
Atomenergie: Einerseits wilrde ein Weiterbetrieb der bestehenden Anlagen die
Stromversorgungsknappheit entscharfen, andererseits eine relativ CO2-neutrale
Energie liefern, so das Blatt. Weiter gingen Exponentinnen und Exponenten der SVP, die
den Bau von neuen Atomkraftwerken auf das politische Parkett brachten. Die Atomkraft
sei plotzlich wieder «en vogue», schrieb der Tages-Anzeiger dazu. Der Berner
Nationalrat Albert Rosti wollte deshalb im Rahmen der Beratungen zum bereits
erwéhnten Mantelerlass fur eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien
eine dahingehende Anderung des KEG beantragen, die das Neubauverbot fiir AKWs
kippen wirde. Auch Alt-Bundesrat Christoph Blocher weibelte in den Medien fur neue
AKWs, doch alle grossen Stromkonzerne in der Schweiz winkten bei der Frage nach
neuen Anlagen ab; zu teuer, betriebswirtschaftlich nicht rentabel und gesellschaftlich
nicht erwiinscht, war der Tenor. Einen etwas anderen Ansatz wahlte die Mitte-Partei:
Parteiprasident Gerhard Pfister (mitte, ZG) brachte die Idee von einer Strom-Neat auf,
die sich Parteikollege Beat Rieder (mitte, VS) ausgedacht habe. So kénnte die EU von
einer starken Stromleitung durch die Schweiz profitieren. Im Gegenzug wirde die
Schweiz bei wichtigen Gremien mitmachen dirfen, sodass die Versorgungssicherheit
und die Netzstabilitdt verbessert wuirden, erhoffte sich Pfister von der Idee. Wie
verschiedenste Medien schrieben, sei es aber fraglich, wie zentral die Schweiz als
Stromdrehscheibe in Europa Uberhaupt noch sein werde. Derzeit sei es vor allem
Italien, das ein starkes Interesse an einer funktionierenden Durchleitung durch die
Schweiz habe. Mit dem Forcieren einer Starkstrom-Erdverkabelung zwischen Italien und
Osterreich schwinde allerdings diese Schweizer Trumpfkarte. Wichtig sei die Schweiz
jedoch vorwiegend in Sachen Stromspeicherung, da dank den
Pumpspeicherkraftwerken Uberschussiger Strom auf dem EU-Markt gespeichert werden
kénnte. Eine andere Forderung, die auch schon langer in den politischen Debatten
kursierte, war die Forderung flUr den Bau von Gaskraftwerken, die bei einer
Strommangellage kurzfristig mit abrufbaren Kapazitaten einspringen kénnten. Wie die
Westschweizer Zeitung «24 heures» schrieb, schlage die Vereinigung Powerloop, der
Fachverband fur Energiefragen der Energiestrategie 2050, den Bau von rund 2000
kleinen Gaskraftwerken vor. Diese kdnnten einfach realisiert werden, bréuchten wenig
Platz und koénnten bei Bedarf einfach abgebaut werden, wenn dies die Situation
verlange. Geméss Aargauer Zeitung betrachtete auch der Bund CO2-kompensierte
Gaskraftwerke als eine mogliche Ubergangsidsung. Allgemein stellt die Situation den
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Schweizer Strommarkt vor «riesigel...] Herausforderungen», prophezeite etwa die
Aargauer Zeitung. Handkehrum kénne die Gefahr eines Stromengpasses aber auch als
Chance gesehen werden, damit sich das Land in eine nachhaltigere Energiewirtschaft
bewege, sinnierte beispielsweise «Le Temps». ¢

Alors que la sécurité de I'approvisionnement énergétique de la Suisse continue de se
déliter depuis le début de I'année 2022, en raison notamment de la guerre en Ukraine,
le Conseil fédéral a décidé d'institutionnaliser un état-major «pénurie d'énergie». Cet
état-major, mené par André Duvillard, entrera en action en cas de pénurie grave de gaz
ou d'électricité. L'objectif du Conseil fédéral est de centraliser la gestion de crise afin
d'améliorer la communication, de mieux intégrer les différents partenaires et
d'optimiser la prise de décision. L'état-major est placé sous la direction stratégique du
conseiller fédéral Guy Parmelin, ministre de I'économie. ’

A qui incombe la responsabilité de la crise énergétique? La crise énergétique que la
Suisse craint a I'horizon 2023 a été un terreau fertile pour les attaques frontales entre
partis politiques. Alors que le Conseil fédéral était en quéte de solutions pour sécuriser
|'approvisionnement énergétique de la Suisse, la droite comme la gauche ont soit
cherché un ou une responsable, soit critiqué la gestion actuelle. Du c6té droit de
I'"échiquier politique, I'UDC ne s'est pas contenté d'attaquer la conseillere fédérale
socialiste Simonetta Sommaruga dans la presse helvétique. Le parti agrarien a
également pointé du doigt I'ex-conseillere fédérale démocrate-chrétienne Doris
Leuthard et [I'ex-conseiller fédéral socialiste Moritz Leuenberger. Les maux
énergétiques que la Suisse rencontre actuellement ne seraient que le fruit d'une
mauvaise gestion du conseiller et des conseilleres fédérales socialistes et démocrate-
chrétienne qui se sont partagés le siége du Département fédéral de I'énergie (DETEC)
depuis 1995. En paralléle de ces attaques, le PLR a également fustigé «I'attentisme>» du
Conseil fédéral depuis plusieurs années. Il a notamment critiqué la mauvaise gestion
des grands projets de production d'énergie renouvelable qui demeurent a la case
recours depuis plusieurs années. De l'autre coté de I'échiquier politique, le socialiste
Roger Nordmann, pour répondre et/ou compléter ces critiques, a fortement blamé la
gestion de Guy Parmelin dans la presse. Tout comme les entreprises helvétiques, il a
plaidé pour une clarification urgente concernant le voile d'incertitude qui plane sur
|'économie. Finalement, les deux conseillers fédéraux Simonetta Sommaruga et Guy
Parmelin ont été tancés par le Parlement lors de la session d'automne 2022. La majorité
des groupe parlementaires a jugé que la stratégie du Conseil fédéral était trop passive
face a I'explosion des colts de I'énergie et au risque de pénurie d'électricité. ®

Le Conseil fédéral a dressé le bilan de I'hiver 2022/2023 et annoncé que les
incertitudes qui entachent la sécurité d'approvisionnement énergétique de la Suisse
demeureront pour I'hiver 2023/2024. D'un c6té, le Conseil fédéral a salué la baisse de
consommation de 5800 GWh de gaz entre octobre 2022 et mars 2023 et les économies
d'électricité d'environ 1250 GWh. Ces réductions volontaires sont le fruit d'une météo
clémente et de la hausse des prix du gaz et de I'électricité. Elle découle également de la
campagne d'information «L'énergie est limitée. Ne la gaspillons pas». D'un autre coté,
le gouvernement a indiqué que les feux n'étaient pas encore au vert. Plusieurs facteurs
risquent de mettre en péril la sécurité d'approvisionnement de la Suisse pour I'hiver
2023/2024 : la faible quantité d'eau de fonte pour remplir les lacs d'accumulation, le
risque de sécheresse pour I'été 2023, la diminution des stocks de gaz liquide en
Europe, l'instabilité de la production du nucléaire francais, la mise hors service du
nucléaire allemand et le risque d'un hiver plus froid en 2023/2024. Face a ce constat,
le ministre de I'énergie Albert Rosti et le ministre de I'économie Guy Parmelin ont
insisté sur I'objectif prioritaire pour la Suisse : éviter une pénurie d'énergie. Pour
remplir cet objectif, les deux ministres préconisent de reconduire, en 2023/2024, le
plan fructueux de I'hiver 2022/2023. Lors de la conférence de presse, ils ont
notamment insisté sur I'importance des réserves hydrauliques, le rbole des trois
centrales de réserves a gaz et I'économie volontaire d'énergie. °
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Netz und Vertrieb

Eine im Oktober 2013 von der UREK-NR eingereichte parlamentarische Initiative zur
Kostentragungspflicht fiir Ausgleichsenergie fand am 17. Juni 2014 im Nationalrat
Zustimmung. Dennoch schuf die grosse Kammer eine Differenz zum Vorschlag der
Kommission: Sie nahm neben der von der parlamentarischen Initiative geforderten
Anderung des Stromversorgungsgesetzes zur Behebung einer Rechtsunsicherheit auch
einen Einzelantrag Nordmann (sp, VD) an, welcher im Stromversorgungsgesetz ein
Vorkaufsrecht an der Netzbetreibergesellschaft Swissgrid fir Bund und Kantone
anfihren wollte. In der Schlussabstimmung stimmte der Nationalrat mit 183 zu O
Stimmen fur die parlamentarische Initiative. Der Standerat nahm sich dem Geschéaft am
25. November 2014 an. Weil die Rechtsunsicherheit bei der Kostenlbernahme fur
Ausgleichsenergie dringend zu beheben sei, die vom Nationalrat aufgenommene
Anderung des Artikel 18 des Stromversorgungsgesetzes jedoch sachlich nichts damit zu
tun habe und von der UREK-SR gerne noch eingehender geprift werden mochte, wurde
der kleinen Kammer beantragt, die beiden Anliegen in zwei Entwirfe aufzuteilen. Der
Standerat stimmte diesem Vorgehen mit 42 zu O Stimmen zu. Der Nationalrat kam am 1.
Dezember auf das Geschaft zurtck und stimmte dem Beschluss des Sténderates
diskussionslos zu. In den Schlussabstimmungen vom 12. Dezember 2014 nahmen der
Nationalrat und der Standerat den Entwurf 1, welcher der urspringlichen
parlamentarischen |Initiative entspricht, einstimmig an. Der aus dem Einzelantrag
Nordmann resultierende Entwurf 2 wurde 2014 nicht mehr behandelt. ©

Kernenergie

A la suite du Conseil des Etats I'année précédente, le Conseil national s’est saisi du
projet d’arrété concernant la mise en oceuvre des conventions relatives a la
responsabilité civile dans le domaine de I’énergie nucléaire. Au nom d’une minorité
rose-verte de la CEATE-CN, Rudolf Rechsteiner (ps, BS) a demandé le renvoi du projet
au Conseil fédéral avec le mandat d’en présenter un nouveau prévoyant une couverture
maximale de 500 milliards de francs en lieu et place des 1,8 milliard plus 10% proposés.
Citant une étude de I'Office fédéral de la protection civile, Rechsteiner a fait valoir que
cette couverture de 1,8 milliard représentait moins d’un milliéme du colt total des
dégats qu'occasionnerait un accident comparable a celui de Tchernobyl (cot estimé a
4200 milliards de francs). Les chefs des groupes libéral-radical et UDC ont dénoncé
une instrumentalisation de la question de la responsabilité civile contre |'énergie
nucléaire. L'entrée en matiere a été approuvée par 116 voix contre 65, résultat
traduisant le clivage entre partis bourgeois, d'une part, et groupes des Verts et
socialiste, d’autre part. Dans la discussion par article, la majorité bourgeoise a rejeté
plusieurs propositions de la minorité rose-verte visant a augmenter le montant de la
couverture d’assurance et a étendre le délai de prescription pour les demandes de
dommages et intéréts de 30 a 60 ans, ainsi qu’une proposition Nordmann (ps, VD)
visant a reconnaitre une responsabilité illimitée aux actionnaires de sociétés anonymes
exploitant des centrales nucléaires, afin que leur participation aux risques ne soit plus
limitée a leur engagement financier. En votation finale, la révision de la LRCN et I'arrété
fédéral approuvant les Conventions de Paris et Bruxelles ont été adoptés sans le
moindre amendement par 30 voix contre 2 et 9 abstentions au Conseil des Etats et par
125 voix contre 37 et 25 abstentions au Conseil national. ™

Alternativenergien

Eine von Philipp Hadorn (sp, SO) eingereichte und von Roger Nordmann (sp, VD)
lbernommene Motion forderte vom Bundesrat Massnahmen zu einem einfacheren
Datenaustausch zwischen den zustindigen Behorden fiir den Bau von Solar- und
Fotovoltaikanlagen. Der Motionar fundierte seine Forderung mit dem Argument, dass
bei verschiedenen Behdrden und Formularen - darunter die Baubewilligung bei der
Gemeinde, die Antréage fur die Forderbeitrage bei Pronovo sowie die
Anschlussbewilligung  und  der  Sicherheitsnachweis beim  eidgendssischen
Starkstrominspektorat (Esti) und beim Verteilnetzbetreiber - teilweise gleiche Angaben
gemacht werden mussen. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, merkte
aber an, Vorgaben flr ein einfacheres Verfahren nur den Stellen machen zu kénnen, fur
die er weisungsbefugt ist (Pronovo, Esti und Verteilnetzbetreiber). Fir die Bereiche
Baubewilligung sowie Raumplanung seien die Gemeinden und die Kantone zustandig
und der Bund besitze dort nur Grundsatzgesetzgebungskompetenz. Stillschweigend und
diskussionslos folgte die grosse Kammer am letzten Wintersessionstag 2019 dem
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Bundesrat und nahm die Motion an. "

Afin d'exploiter au maximum le potentiel solaire photovoltaique et solaire-thermique
des propriétés de la Confédération, le député vaudois Roger Nordmann (ps, VD)
demande au Conseil fédéral de rédiger un rapport sur la question.
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a expliqué que I'évaluation et la
valorisation du potentiel solaire sur les propriétés de la Confédération serait étudiée
dans le cadre du postulat 20.3616. Satisfait de la réponse du Conseil fédéral et de
I'offensive solaire dans son ensemble, le parlementaire vaudois a retiré son postulat. *
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